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Genehmigungsregime Klärschlammvererdungsanlagen 

Ihre Anfrage vom 15.6.2016 

 
 

Mit Bericht vom 15.6.2016, ergänzt durch eine E-Mail vom 23.6.2016, bitten Sie um fach-

aufsichtliche Auskunft, ob Klärschlammvererdungsanlagen dem Genehmigungsregime 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) oder dem des Wasserhaushaltsgeset-

zes (WHG) unterfallen. Anlass für Ihre Anfrage ist ein sich in der Planung befindliches Vor-

haben der Gemeinde Kalefeld. Die Gemeinde betreibt eine kommunale Abwasserbehand-

lungsanlage (Kläranlage). Sie beabsichtigt, die in der Anlage anfallenden Klärschlämme 

zukünftig in Vererdungsbeeten zu entwässern. Die Vererdungsbeete sollen nach derzeiti-

gem Planungsstand auf Flächen angelegt werden, die sich in circa 150 m Entfernung nord-

westlich der Kläranlage befinden. Der Klärschlamm würde über frostfrei verlegte Rohrlei-

tungen beschickt und das anfallende Filtratwasser über eine Filtratrückführungsleitung zur 

Kläranlage zurückgeführt. 

Ob eine Klärschlammvererdungsanlage immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-

tig ist, ist eine Frage, die im jeweiligen Einzelfall zu beantworten ist. Dem immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsregime unterfiele sie, wenn sie einer der in Anhang 1 zur 

4. BImSchV aufgeführten Anlagenbeschreibungen zugeordnet werden könnte. 
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Klärschlamm wird entwässert, um ihn alsdann stofflich oder thermisch zu verwerten. Es 

könnte sich daher bei der Klärschlammvererdung um ein der Abfallverwertung zuzurech-

nendes Verfahren handeln. In diesem Falle wäre die Klärschlammvererdungsanlage bei 

Erreichen des einschlägigen Leistungswertes als genehmigungsbedürftige Abfallbehand-

lungsanlage im Sinne der Nr. 8.11.2.4 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV einzustufen. Der 

Begriff „Abfall“ in den Anlagenbeschreibungen der Nummern 8.2 bis 8.15 betrifft allerdings 

ausschließlich Abfälle, auf die die Vorschriften des KrWG Anwendung finden (siehe die 

Begriffsbestimmung „Abfall“ zu Beginn des Anhangs 1 der 4. BImSchV). Gemäß § 2 Abs. 

2 Nr. 9 KrWG findet das KrWG keine Anwendung für Stoffe, sobald diese in Abwasseran-

lagen eingeleitet oder eingebracht werden. Entscheidend für die Frage des richtigen Ge-

nehmigungsregimes ist damit, ob es sich bei der betreffenden Klärschlammvererdungsan-

lage um eine Abwasseranlage (oder den Teil einer solchen) handelt. 

Der Begriff „Abwasseranlage“ ist weder im KrWG noch im WHG legaldefiniert. Allgemein 

werden alle auf eine gewisse Dauer angelegte Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung un-

ter ihn subsumiert (siehe nur Schulz, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, § 60 

WHG Rn. 1 (Stand: 1.1.2016)). Gemäß § 54 Abs. 2 WHG umfasst die Abwasserbeseitigung 

neben dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrie-

seln von Abwasser auch das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der 

Abwasserbeseitigung. Es kommt für die Bestimmung des Genehmigungs-regimes mithin 

darauf an, ob die Klärschlammentwässerung im Zusammenhang mit der Abwasserbeseiti-

gung steht. Ein solcher Zusammenhang kann in einem räumlichen Näheverhältnis beste-

hen, aber auch rein funktioneller Art sein (siehe nur VGH Baden-Württemberg, Beschluss 

vom 20.7.1995, Az. 8 S 1935/95 = NVwZ 1996, 380 (380)). 

Auf der Basis der mir bekannten Tatsachen gehen ich in Anwendung der vorstehend ge-

nannten und erläuterten rechtlichen Bestimmungen davon aus, dass es sich bei der von 

der Gemeinde Kalefeld geplanten Klärschlammvererdungsanlage nicht um eine immissi-

onsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlage handelt. Der Klärschlamm wäre bei 

seiner Verbringung in die Vererdungsbeete nicht als Abfall zu qualifizieren. Vielmehr han-

delte es sich bei dem Vorgang um einen solchen der Abwasserbehandlung. Zwar sollen 

die Vererdungsbeete nicht unmittelbar angrenzend an die bestehende Kläranlage errichtet 

werden, bei einem Abstand von lediglich circa 150 m kann ein räumlicher Zusammenhang 

mit der in der Kläranlage stattfindenden Abwasserbehandlung (im engeren Sinne) jedoch 

noch bejaht werden. Letztlich kann dies allerdings dahingestellt bleiben, da jedenfalls ein 

funktioneller Zusammenhang bestünde. Kläranlage und Vererdungsbeete wären nach den 

Planungen betriebstechnisch aufeinander bezogen. Die Vererdungsbeete sollen direkt aus 
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der Kläranlage durch Rohrleitungen mit Klärschlamm beschickt werden. Das Filtratwasser 

wiederum würde in die Kläranlage zurückgeführt. Überdies ist in Ermangelung anderweiti-

ger Anhaltspunkte zu unterstellen, dass der Betreiber der Klärschlammveredelungsanlage 

mit dem der Kläranlage identisch ist. 

 

Im Auftrage 

 

 

Dr. Weise 

 

2)  Herrn RL 38 i. V. v. A. z. K. 

3) absenden 

4) z. Vg. 

 


